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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. März 1963 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Einschränkung der Bautätigkeit 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 8. Februar 1963 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. Im übri- 
gen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. Der 
Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Einschränkung der Bautätigkeit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Verboten ist die Errichtung eines Gebäudes, 
das 

1. zu mehr als einem Drittel der Nutzfläche 
als Büro-, Verwaltungs- oder Sitzungsge- 
bäude, Geschäftshaus, 

2. zu mehr als einem Drittel der Nutzfläche 
als Theater, Museum, Versammlungs- 
stätte, Messe- oder Ausstellungsgebäude, 

3. zu mehr als einem Drittel der Nutzfläche 
als Gaststätte oder Beherbergungsbetrieb, 

4. als Eigenheim, dessen Baukosten bis zur 
Rohbauabnahme ohne Einliegerwohnung 
mehr als 75 000 Deutsche Mark oder mit 
Einliegerwohnung mehr als 100 000 Deut- 
sche Mark erfordern, 

5. als Wochenendhaus mit mehr als 50 qm 
Nutzfläche 

zu dienen bestimmt ist. Das gleiche gilt, wenn mehr 
als ein Drittel der Nutzfläche des Gebäudes mehre- 
ren der in Nummern 1 bis 3 genannten Nutzungs- 
zwecke dienen soll. Satz 1 Nr. 1 findet auf die Errich- 
tung eines Gebäudes keine Anwendung, dessen Nutz- 
fläche zu höchstens 1200 qm als Geschäftshaus und 
im übrigen keinem der in Satz 1 Nr. 1 bis 3 genann- 
ten Nutzungszwecke zu dienen bestimmt ist. 

(2) Verboten ist ferner die Änderung 

1. eines Gebäudes der in Absatz 1 bezeich- 
neten Art, es sei denn, daß das Gebäude 
einem nicht in Absatz 1 genannten Nut- 
zungszweck zugeführt werden soll, 

2. eines sonstigen Gebäudes, wenn es zu 
mehr als einem Drittel der Nutzflädie Nut- 
zungszwecken zugeführt werden soll, die 
in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 genannt 
sind. 

Absatz 1 Satz 3 gilt sinngemäß. Unterhaltungs- 
arbeiten und Modernisierungsarbeiten gelten nicht 
als Änderung. 

(3) Die Verbote der Absätze 1 und 2 gelten nicht, 
wenn 

1. die bauaufsichtliche Genehmigung oder 
Zustimmung oder eine sie einschließende 
Genehmigung oder Zustimmung bis zum 
22. Mai 1962 erteilt worden ist, 


2. das Gebäude als Ersatz für ein zerstörtes 
Gebäude errichtet oder zur Behebung 
eines an dem Gebäude eingetretenen Scha- 
dens geändert werden soll und die Zer- 
störung oder der Schaden nicht von dem 
Eigentümer oder demjenigen, der dem 
Eigentümer gegenüber die Lasten des be- 
bauten Grundstücks zu tragen hat, vor- 
sätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt 
worden ist, 

3. das Gebäude für Gottesdienst und Seel- 
sorge bestimmt ist, 

4. das Gebäude Teil einer Verteidigungsan- 
lage ist, 

5. eine internationale Verpflichtung zur 
Bauausführung besteht. 

(4) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Verbote der Absätze 1 und 2 
in solchen Gebieten außer Kraft zu setzen, in denen 
das Angebot an Bauleistungen ausreicht, um die 
vorhandene Nachfrage ordnungsgemäß zu befriedi- 
gen, und der Wettbewerb durch eine zu hohe Nach- 
frage nicht nachteilig beeinflußt wird. Die Gebiete 
sind in der Rechtsverordnung zu bezeichnen. 

§ 2 

Die höhere Verwaltungsbehörde kann Ausnah- 
men von den Verboten des § 1 zulassen, wenn der 
Wettbewerb auf dem Baumarkt hierdurch nur in 
geringfügiger Weise nachteilig beeinflußt wird und 

1. die Beeinflussung außer Verhältnis zu den bei 
Beachtung der Verbote im Einzelfall eintreten- 
den wirtschaftlichen oder persönlichen Nach- 
teilen steht oder 

2. die Errichtung eines Gebäudes in einem be- 
sonders dringlichen Einzelfall zur Förderung 
überregionaler staatspolitischer Zwecke erfor- 
derlich ist. 

Die Erlaubnis kann unter Auflagen oder Bedin- 
gungen erteilt werden. Sie kann widerrufen wer- 
den, wenn der Begünstigte die Auflage innerhalb 
der gesetzten Frist nicht erfüllt hat. 

§ 3 

(1) Wird ein Gebäude entgegen dem Verbot des 
§ 1 errichtet oder geändert, so ordnet die zuständige 
Verwaltungsbehörde unverzüglich die sofortige Ein- 
stellung der Bauarbeiten an; sie setzt die Einstel- 
lung erforderlichenfalls mit den Mitteln des Ver- 
waltungszwanges durch. 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/i083 


(2) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
die Verfügung, mit der die sofortige Einstellung an- 
geordnet ist, haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 4 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Bauherr, 
Baugewerbetreibender oder Bauleiter einer auf 
Grund des § 3 ergangenen vollziehbaren Einstel- 
lungsverfügung zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu 100 000 Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 

(3) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit ver- 
jährt in zwei Jahren. 

§ 5 

(1) Die Bußgeldvorschrift des § 4 gilt auch für 
denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Organ 
einer juristischen Person, als Mitglied eines solchen 
Organs oder als gesetzlicher Vertreter eines ande- 
ren handelt. Dies gilt auch dann, wenn die Rechts- 
handlung, welche die Vertretungsbefugnis begrün- 
den sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer 

1. mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
verantwortlichen Unternehmens oder eines 
Teils dieses Unternehmens oder 


2. mit der Leitung der verantwortlichen Ver- 
waltung oder eines Teils dieser Verwal- 
tung 

beauftragt ist. 

§ 6 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungs- 
widrigkeit nach § 4, so kann auch gegen die juri- 
stische Person die in § 4 Abs. 2 vorgesehene 
Geldbuße festgesetzt werden. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Ordnungswidrigkeit empfangen oder 
aus ihr gezogen hat, 

§ 7 

Dieses Gesetz gilt nicht im Land Berlin und im 
Saarland. 

§ 8 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft und mit Ablauf des 31. Oktober 1964 
außer Kraft. Das Gesetz zur Einschränkung der Bau- 
tätigkeit vom 8. Juni 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 365) 
tritt mit Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft. 


Begründung 


Der Baumarkt war im Jahre 1962 dadurch gekenn- 
zeichnet, daß die Nachfrage das vorhandene Ange- 
bot an Bauleistungen erheblich überstieg. Dies wird 
insbesondere durch den in dieser Höhe einmaligen 
Überhang im Wohnungsbau deutlich, der zur Zeit 
mehr als 800 000 Einheiten beträgt. Das Volumen 
des öffentlichen Baues hat im Jahre 1962 weiterhin 
stark zugenommen (im 3. Vierteljahr um 19,5 v. H. 
gegenüber der vergleichbaren Zeit des Vorjahres). 
Es ist daher zu erwarten, daß der Baumarkt auch im 
Jahre 1963 im Zeichen einer zu großen und drän- 
genden Nachfrage stehen wird. 

Die zur Beruhigung eingeleiteten Maßnahmen wie 
Förderung der Rationalisierung, Importerleichterun- 
gen, Gesetzentwurf zur Suspendierung des § 7 b 
EStG werden sich nicht schon im Jahre 1963 aus- 
wirken können. Das Gesetz zur Einschränkung der 
Bautätigkeit vom 8. Juni 1962 hat zwar bereits die 
Nachfrage nach Bauleistungen etwas gemindert, wie 
aus Berichten der Länderregierungen zu entnehmen 
ist. Seine volle Wirkung wird es aber erst gegen 
Ende seiner Geltungsdauer, also im Frühjahr 1963, 
erreichen können. 

Im Hinblick auf die auch für 1963 zu erwartende 
Übemachfrage auf dem Baumarkt erscheint es daher 


angebracht, die Geltungsdauer des Gesetzes zu ver- 
längern. 

Die bisherigen Begriffsbestimmungen sind unver- 
ändert übernommen worden. Jedoch ist in § 1 Abs. 1 
auf das Wort „Warenhaus" als überflüssig verzich- 
tet worden, weil Warenhäuser ohnehin als „Ge- 
schäftshäuser" erfaßt werden. Ferner wurden in § 1 
Abs. 3 in den Nummern 4 und 5 zwei Ausnahmetat- 
bestände zur Klarstellung aufgenommen, die auch 
bisher schon bei der Anwendung des Gesetzes be- 
rücksichtigt wurden. Um auf eine Abschwächung 
des zu erwartenden Nachfragestaues hinzuwirken, 
ist zusätzlich eine Klausel vorgesehen, durch die die 
Durchführung von Bauvorhaben in Gebieten ohne 
Überhitzungserscheinungen ermöglicht wird (§ 1 
Abs. 4). Außerdem wird für Härtefälle im neuen 
§ 2 eine Ausnahmeregelung getroffen, deren Fehlen 
sich bei dem jetzt geltenden Gesetz unangenehm 
bemerkbar gemacht hatte. 

Es ist beabsichtigt, diesen Gesetzentwurf alsbald an 
die Stelle des jetzt geltenden Gesetzes zur Ein- 
schränkung der Bautätigkeit treten zu lassen. Durch 
die Geltungsdauer bis zum 31. Oktober 1964 soll 
erreicht werden, daß sich die dann freigegebene 
Nachfrage im Sinne einer Förderung des Winter- 
baues 1964/65 aus wirkt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . § 2 

a) Die Worte „Die höhere Verwaltungsbehörde“ 
sind zu ersetzen durch die Worte „Die von der 
Landesregierung bestimmte Behörde". 

Begründung 

Entsprechend der vom Bundesrat ständig ver- 
tretenen Auffassung sollte in Bundesgesetzen 
davon abgesehen werden, Landesverwaltungs- 
behörden einer bestimmten Stufe festzulegen. 

b) Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. die Errichtung eines Gebäudes in einem 
besonders dringlichen Einzelfall im öffent- 
lichen Interesse erforderlich ist oder". 

Begründung 

In einem Bundesgesetz sollten für von der 
Landesregierung bestimmte Stellen keine 
Ausnahmemöglichkeiten vorgesehen werden, 
die über den Bereich eines Landes hinausgrei- 
fen. Die Neufassung konkretisiert die den 
Ländern zugestandene Erlaubnis zur Ertei- 
lung von Ausnahmen von den Verboten hin- 
reichend und trägt den besonderen Verhält- 
nissen der Stadtstaaten Rechnung. 

c) Folgende neue Nr. 3 ist einzufügen; 

„3. ein neuer Ortsteil im Zusammenhang be- 
baut werden soll und diese Bebauung im 
öffentlichen Interesse dringend geboten 
ist." 

Begründung 

§ 1 Abs. 4 ermächtigt nur dazu, die Bauver- 
bote für Gebiete außer Kraft zu setzen, in 
denen die Baukonjunktur nicht überhitzt ist. 


Zumindest in Stadtstaaten dürften sich Ge- 
biete mit ausgewogener Bautätigkeit gegen- 
über bauintensiveren Bereichen kaum ab- 
grenzen lassen. Bei den Ausnahmetatbestän- 
den nach § 2 wird bisher auf das einzelne 
Bauvorhaben abgestellt. Es fehlt eine Freistel- 
lungsmöglichkeit für Ortsteile, die im drin- 
genden Öffentlichen Interesse zusammenhän- 
gend bebaut werden sollen. 

d) Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Ausnahme kann mit Auflagen oder Be- 
dingungen verbunden werden." 

Begründung 

„Ausnahmegenehmigung" und „Erlaubnis" 
zum Bauen beinhalten zwei verschiedene Ge- 
nehmigungen. Die erste dient der Freistel- 
lung vom Bauverbot, die zweite ist bauauf- 
sichtlicher Natur. Um unerwünschte Mißver- 
ständnisse auszuschalten, müssen beide Fälle 
auch im vorliegenden Entwurf auseinanderge- 
halten werden. Die Änderung ist eine not- 
wendige begriffliche Richtigstellung. 

2 . §6 

In Absatz 1 ist der letzte Halbsatz wie folgt zu 
fassen: 

„, so kann auch gegen die juristische Person oder 
die Personenhandelsgesellschaft die in § 4 Abs. 2 
vorgesehene Geldbuße festgesetzt werden." 

Begründung 

Berichtigung eines Versehens; offensichtlich soll 
die Geldbuße auch gegen die Personengesell- 
schaft des Handelsrechts festgesetzt werden kön- 
nen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. (§ 2) 

a) Gegen den Vorschlag werden Einwendungen 
nicht erhoben. 

Begründung 

Die Bundesregierung vermag die verfassungs- 
politischen Bedenken des Bundesrates nicht zu 
teilen. Sie hat jedoch Verständnis für den 
Wunsch einiger Länder, mit der Erteilung der 
Ausnahmen eine oberste Landesbehörde zu be- 
trauen. Deshalb glaubt die Bundesregierung ihre 
an sich bestehenden Bedenken gegen den Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates zurückstellen zu 
können. Sie geht dabei davon aus, daß die Lan- 
desregierungen nicht auch untere Verwaltungs- 
behörden für zuständig erklären werden. 

b) Dem Vorschlag wird widersprochen. 
Begründung 

Eine allgemein gefaßte Ausnahmevorschrift 
würde die wirtschaftspolitischen Ziele des Ge- 
setzes erheblich gefährden können. Auch die 


verfassungspolitischen Bedenken des Bundesra- 
tes gegen die im Regierungsentwurf vorgese- 
hene Vorschrift vermag die Bundesregierung 
nicht zu teilen. Entgegen der Annahme des Bun- 
desrates wird nämlich nicht eine Ausnahmemög- 
lichkeit begründet, die über den Bereich eines 
Landes hinausgreift, sondern bei Erteilung der 
Ausnahme sind lediglich „überregionale" Inter- 
essen zu berücksichtigen. 

c) Dem Vorschlag wird widersprochen. 
Begründung 

Wie der Änderungsvorschlag zu l.b) könnte 
auch die hier vorgeschlagene Änderung die 
wirtschaftspolitische Zielsetzung des Gesetzes 
erheblich beeinträchtigen. Im übrigen kann auch 
im Rahmen der § 1 Abs. 1 und § 2 bei der Er- 
richtung von neuen Ortsteilen unaufschiebbaren 
Bedürfnissen in ausreichendem Maße Rechnung 
getragen werden. 

d) Gegen den Vorschlag werden Einwendungen 
nicht erhoben. 

Zu 2. (§ 6) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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